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Die Gemerbenovelle vom 23. Februar 1897. 
Von Dr. Richard Haſenöhrl. 


Das Syſtem der novellariſchen Geſetzgebung, welches das Gebiet 
der Gewerbeordnung, ſowie in Dentſchland auch in Oeſterreich beherrſcht, 
hat in der am 11. Juni 1897 in Wirkſamkeit getretenen Novelle vom 
23. Februar 1897 einen neuerlichen Ausdruck gefunden. Die großen 
codificatoriſchen Geſetzgebungswerke der letzten Jahre und nicht minder 
unſere parlamentariſchen Verhältniſſe machten es eben unmöglich, auf Ge- 
bieten wie dem der Gewerbeordnung durchgreifende Neformwerke zu ſchaffen; 
man mußte ſich daher genügen laſſen, aus dem von der Regierung am 
19. December 1895 im Abgeordnetenhauſe eingebrachten Geſetzentwurfe, be- 
treffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, jene Partien 
herauszugreifen, welche den dringendſten Wünſchen der betheiligten Kreiſe 
Rechnung trugen und zugleich am wenigſten von der Parteien Zwiſt 
umſtritten waren. So kam denn am Schluſſe der XI. Seſſion des Reichs- 
rathes die eingangs erwähnte, 13 Paragraphen der Gewerbeordnung behan- 
delnde Novelle zuſtande, welche ſich zur Aufgabe ſtellte, die Beſtimmungen, 
betreffend das Lehrlingsweſen und die Gewerbegenoſſenſchaften, einer zeit⸗ 
gemäßen Reviſion zu unterziehen. 

Daß das Lehrlingsweſen nicht nur bei uns, ſondern in Zuſammen— 
haug mit der ungünſtigen Lage des Kleingewerbes auch in anderen 
Ländern an ſchweren Gebrechen leidet, iſt eine allbekannte Thatſache. 
Die Klage über mangelhafte Ausbildung der Lehrlinge, über Lehrlings- 
züchterei und Lehrlingsausbeutung durch gewiſſenloſe Meiſter erfüllen 
ſeit Jahren die Berichte der Gewerbe-Inſpectoren, der Gewerbeſchul⸗ 
behörden, der Handels- und Gewerbekammern und anderer auf volks— 
wirthſchaftlichem Gebiete thätiger Organe. Die gewerblichen Genofjen- 
ſchaften andererſeits haben die Erwartungen, die an ihre Wirkſamkeit 
auf Grund des Gewerbegeſetzes vom 15. März 1883 geſetzt wurden, 
nur zum Theile erfüllt und namentlich auf dem Felde poſitiver wirth— 
ſchaftlicher Thätigkeit ein außerordentlich geringes Maß von Leiſtungen 
aufzuweiſen. Ein kurzer Ueberblick des Inhaltes der jüngſten Gewerbe— 
novelle und des hiezu ergangenen Durchführungserlaſſes des Handels⸗ 
miniſteriums mögen darthun, ob und inwiefern das neue Geſetz in 
dieſen Verhältniſſen Wandel zu ſchaffen im Stande ſein wird. Die 
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etwas überſtürzte Art der Berathung des Geſetzes wird allerdings von 
vorneherein nicht erwarten laſſen, daß eine gründliche Aenderung der 
Verhältniſſe bewirkt, daß tiefgreifende Reformen auf den erwähnten Ge— 
bieten zutage gefördert worden ſind; es konnte ſich nur darum han— 
deln, einzelne Beſtimmungen des beſtehenden Geſetzes, welche ſich in der 
Praxis nicht als zweckdienlich erwieſen hatten, durch wirkſamere zu 
erſetzen. 

Zu der das Lehrlingsweſen betreffenden Gruppe von Beſtimmun⸗ 
gen gehören die SS 99, 99 b, 100 und 137. Eine häufige berechtigte 
Klage in Bezug auf das Halten von Lehrlingen beſteht darin, daß dem 
Lehrlinge eine lange Probezeit auferlegt und der Abſchluß des Yehrver- 
trages, beziehungsweiſe der Aufdingung des Lehrlings vom Lehrherrn 
häufig weit hinausgeſchoben wird, wodurch die Daner der Lehrzeit zum 
Nachtheil des Lehrlings eine ungerechtfertigte und ungeſetzliche Verlän⸗ 
gerung erfährt. Dieſem Uebelſtande ſoll durch den Zuſatz zum $ 99, 
Abſatz 1, dadurch begegnet werden, daß der Lehrvertrag ſpäteſtens mit 
Ablauf der Probezeit, welche nach S 99a drei Monate nicht überſteigen 
darf und in jedem Falle in die Lehrzeit einzurechnen iſt, abgeſchloſſen 
werden muß. Hiezu gehört auch die Beſtimmung des § 100, letzter 
Abſatz, wodurch die von Lehrherrn verſchuldete Verzögerung der Auf— 
dingung oder Freiſprechung des Lehrlings ausdrücklich als Uebertretung 
der Gewerbeordnung bezeichnet wird, ſofern dieſe Verzögerung mehr als 
14 Tage beträgt. Den Genoſſenſchaften iſt im Durchführungserlaſſe des 
Handelsminiſteriums nahegelegt worden, für die Termine der Aufdin— 
gung und Freiſprechung der Lehrlinge, ſofern ſolche ein- für allemal 
feſtgeſtellt ſind, nicht zu weit auseinanderliegende Zeitpunkte anzuſetzen, 
da hiedurch eine ungerechtfertigte Verlängerung der Lehrzeit verurſacht 
werden kann. Im Intereſſe der Klarheit der Rechtsverhältniſſe wäre es 
allerdings ſehr erwünſcht, wenn der Lehrvertrag in allen Fällen ſchrift— 
lich abgeſchloſſen werden müßte. Solange nach dem beſtehenden Geſetze 
auch der mündliche Abſchluß des Lehrvertrages zuläſſig erſcheint (die 
deutſche Gewerbenovelle vom 26. Juli 1897 erklärt den ſchriftlichen Ab- 
ſchluß für obligetorifch), wäre es daher Sache der bernfenen Kreiſe, 
thunlichſt auf den ſchriftlichen Vertragsabſchluß hinzuwirken, wie dies 
z. B. durch den ſchweizerifchen Gewerbeverein in wirkſamer Weiſe durch 
Verbreitung eines Formulars für Lehrverträge geſchieht. Die übrigen 
Aenderungen des die Aufnahme der Lehrlinge betreffenden § 99 be— 
zwecken klarzuſtellen, vor welchem Forum (Genoſſenſchaft oder Gemeinde— 
behörde) die mündlichen Lehrverträge abgeſchloſſen, beziehungsweiſe wo 
die ſchriftlichen Verträge zu regiſtriren, welche Vertragsbedingungen und 
von wem dieſelben in das Arbeitsbuch einzutragen ſind (Gemeinde— 
behörde), endlich daß die Pflicht der Unterweiſung des Lehrlings enen- 
tuell auf den Stellvertreter des Lehrherrn übergeht. Im 8§ 99pb iſt unter 
die Pflichten des Lehrlings der regelmäßige Beſuch der beſtehenden ge— 
werblichen Fortbildungsſchulen aufgenommen und an die vom Lehrling 
verſchuldete Vernachläſſigung dieſes Schulbeſuches die Rechtsfolge einer 
Verlängerung der Lehrzeit über die durch das Genoſſenſchaftsſtatut 
fixirte regelmäßige Dauer derſelben bis zu einem Jahre geknüpft worden. 
Eine Verlängerung der Lehrzeit hat auch das Nichtbeſtehen der jtatuten- 
mäßig vorgeſchriebenen Lehrlingsprüfung zur Folge. In letzterer Bezie⸗ 


hung wird allerdings vorausgeſetzt werden müſſen, daß die Yehrlings- 
prüfung von der Genoſſenſchaft mittelſt ſolcher ſtatutariſcher Beſtim— 
mungen geregelt iſt, welche eine objective und correcte Vornahme der 
Prüfungen gewährleiſten. Die bisher in den Genoſſenſchaftsſtatuten ent- 
haltenen Beſtimmungen über die Lehrlingsprüfungen ſind von dieſem 
Geſichtspunkte aus meiſt ganz ungenügend. Es wird nicht zu umgehen 
ſein, der Regelung der Lehrlingsprüfungen das beſondere Augenmerk zu— 
zuwenden, wie dies beiſpielsweiſe ſeitens des ſchon genannten ſchweize— 
riſchen Gewerbevereines in fo erfolgreicher Weiſe durch Eiuſetzung einer 


Ceutral-Prüfungscommiſſion, ſowie durch ſonſtige einheitliche Organi- 


ſation und Durchführung der Lehrlingsprüfungen in der Schweiz ge— 
ſcheheu iſt. Auch in Deutſchland iſt nunmehr durch die oben citirte 
Sewerbenovelle die Lehrlingsprüfung (dort „Geſellenprüfung“ genannt) 
für die Handwerksbetriebe näher geregelt und wenngleich nicht für 
obligatoriſch erklärt, ſo doch mit Rechtsfolgen (in Bezug auf das ſeiner— 
zeitige Halten von Lehrlingen und die Führung des Meiſtertitels) ver— 
knüpft worden. Da der Beirath des Handelsminiſteriums für Gewerbe— 
förderung bereits die auf das Lehrlingsweſen bezüglichen Fragen in den 
Kreis feiner Berathungen gezogen hat und im Sinne der Beſchlüſſe 
desſelben zunächſt die Veranſtaltung von Lehrlingsausſtellungen als ein 
nicht unwich iges Mittel der vehrlingserziehung vom Handelsminiſterium 
eine Regelung erfahren hat, fo iſt zu hoffen, daß demnächſt anch dem 
Lehrlingsprufungsweſen die Aufmerkſamkeit des Beirathes und ſonach 
eine einheitliche Normirung zutheil werden wird. Vorläufig wurden 
durch den erwähnten Miniſterialerlaß die Gewerbebehörden angewieſen, 
bei der ſtatutariſchen Regelung dieſer Prüfungen wenigſtens darauſ Be— 


dacht zu nehmen, daß in der Prüfungscommiſſion auch die Gehilfenſchaft 


vertreten ſei. 

Zu den im § 100 feſtgeſtellten Pflichten des Lehrherrn gehört es 
unter Anderem, daß der Lehrherr jede Mißhandlung des Lehrlings zu 
unterlaſſen und ihn gegen ſolche von Seite der Arbeits- und Hausge— 
noſſen zu ſchützen hat. Angeſichts der in dieſer Beziehung noch immer 
vielfach vorkommenden Klagen iſt es nur zu billigen, daß durch den 
erwähnten Miniſterialerlaß die Genoſſenſchaften auf das obige, der 
Strafſanction des § 133, lit. a der Gewerbeordnung unterliegende, 
beziehungsweiſe nach dem allgemeinen Strafgeſetze zu ahndende Verbot 
behufs Einwirkung auf die Genoſſenſchaftsmitglieder beſonders aufmerk— 


ſam gemacht worden ſind, und daß den Gewerbebehörden empfohlen 


wurde, bei zur Anzeige gelangenden Uebertretungen dieſes Verbotes mit 
entiprechender Strenge vorzugehen. 


übertretenen Vorſchrift erwünſcht, wonach dem Lehrlinge nicht Arbeits- 
verrichtungen in einer ſolchen Art und Dauer zugewieſen werden dürfen, 
daß fie feiner phyſiſchen Kraft nicht angemeſſen ſind, wobei im Geſetz 
ſpeciell auf die ſo gefährliche Verwendung der Lehrlinge zum Traus— 
portiren von ſchweren Laſten beiſpielsweiſe hingewieſen wird. 

In beſonders nachdrücklicher Weiſe iſt ferner im Abſatze 3 des 8 100 
die Verpflichtung des Lehrherrn bezüglich des Beſuches der gewerblichen 
Fortbildungsſchulen ſeitens der Lehrlinge betont. Wie die Erfahrung 
gezeigt hat, kommen die Lehrherren dieſer ihnen bereits nach den bis 
herigen geſetzlichen Vorſchriften obliegenden Verpflichtung nicht durch— 
wegs nach. Die Schulaufſichtsorgane haben vielſach Veranlaſſung, gegen 
Lehrherren, welche den Schulbeſuch der Lehrlinge nicht nur nicht fördern 
und überwachen, ſondern oft geradezu verhindern, indem ſie die Lehr— 
linge von demſelben abhalten, mit Strafen vorzugehen und bei con— 
ſequenter Nichtbefolgung dieſer Vorſchriften bezüglich höherer Beſtrafung 
an die Gewerbebehörde Anträge zu ſtellen, welche diesfalls nach § 133, 
lit. a vorzugehen hat. Manche Lehrherren begnügten ſich, die über ſie 
verhängte, in der Regel nicht bedeutende Geldſtrafe zu erlegen, ohne ſich 
ihrer Pflicht bewußt zu werden und fuhren fort, den Lehrling während 
der Schulzeit in der Werkſtätte zu verwenden, da die Arbeit desſelben 
ihnen größeren Vortheil bot, als der Strafbetrag ausmachte. Durch ein 
ſolches Vorgehen wird der Lehrling an ſeiner Ausbildung geſchädigt, 
der Beſuch der Fortbildungsfchulen theilweiſe illuſoriſch gemacht und 
den gewiſſenhaften Lehrherren, welche ſich an die beſtehenden Vorſchriften 
halten, durch jene, welch dieſelben übertreten, eine unreelle Concurrenz 
bereitet. Es erſchien daher eine Verſchärfung des bisher nicht aus⸗ 
reichenden Strafrechtes gegenüber dem Lehrherrn im Intereſſe der Lehr— 
lingsausbildung geboten und wird zufolge der Beſtimmung des § 137 
ſolchen Lehrherren, welche ihrer Verpflichtung trotz wiederholter Auffor— 
derung nicht nachkommen, das Recht, Lehrlinge zu halten, das erſtemal 
für eine beſtimmte Zeit, im Wiederholungsfalle aber dauernd zu ent- 


Die gleiche Aufmerkſamkeit und 
Streuge wäre bezüglich der weiteren, ſo häufig vor unſer aller Augen 


Ziehen fein. Es iſt zu erwarten, daß die ſtrenge Anwendung der erwähn— 
ten Beſtimmungen dazu beitragen wird, den Uebelſtänden bezüglich des 
Beſuches der Fortbildungsſchulen durch die Lehrlinge wirkiam zu be— 
gegnen. Zufolge der allgemeinen Beſtimmung des § 91 G. O. gilt das 
vom Lehrherrn Geſagte auch von deſſen Stellvertreter. Dennoch erſchien 
es dem Geſetzgeber angezeigt, ſpeciell im 8 100 auf die gleichartigen 
Verpflichtungen des Stellvertreters des Lehrherrn ausdrücklich hin— 
zuweiſen. 


Schluß folgt.) 


Alittheilungen aus der Praris. 


Theilweiſe Stattgebung einer Klage beim Reichsgerichte auf Rück⸗ 

erſtattung von Einkommenſteuerbeträgen auf Grund des über die 

Vorſchreibung gefällten Erkenntuiſſes des Verwaltungsgerichtshofes. 

Nur ein caſſatoriſches Erkenntniß nach §7 des Geſ. v. 22. Det. 1875 

und nicht auch ſchon das Aufhebungsertenntniß wegen mangelhaften 

Verfahrens 68 6 des. Geſ.) bewirkt die Hinfälligkeit der Steuer⸗ 
vorſchreibung. ) 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 22. October 1897 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage der protokollirten Gefellſchafts 
firma A. Herzmansky in Wien, durch Dr. W. Stammffeſt, Hof- und 
Gerichtsadvocat in Wien, de praes. 2. Auguſt 1897, 3. 282 R. G., 
gegen die k. k. Regierung der im Neichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, dann gegen den Landesausſchuß des Erzherzogthums Oeſterreich 
unter der Enns wegen Rückerſatzes von Einkommenſteuerbeträgen per 
33.818 fl. 50 kr. und per 5072 fl. 62 kr. ſ. N. G. zu Recht erkannt: 

I. 1. Der Fiscus der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder iſt ſchuldig, der Geſellſchaftsfirma A. Herzmansky in Wien 
von dem für die Verwaltungsjahre 1888 bis incluſive 1893 vorge— 
ſchriebenen und eingezahlten Betrage an Einkommenſteuer erſter Claſſe 
ſammt ſtaatlichen Zuſchlägen den Theilbetrag von 2395 fl., nämlich die mit 
dem Erlaſſe der k. k. niederöſterr. Finanz⸗Landes⸗Direction vom 15. Sep⸗ 
tember 1894, Z. 40.605, und dem Nachtrags-Zahlungsauftrage der 
k. k. Steueradminiſtration für den VI. und VII. Bezirk in Wien vom 
15. December 1894, Z. 2383, vorgeſchriebenen Nachtrags-Einkommen⸗ 
ſteuer für das Jahr 1889 per 1197 fl. 50 kr. ſaummt dem 100 %igen 
Zuſchlage per 1197 fl. 50 kr. derart zu reſtituiren, daß dieſer Betrag 
dem Steuerconto der Geſellſchaftsfirma A. Herzmansky Aſſig. Z. 40.138 
als Abſchlagszahlung auf die Einkommenſteuer-Schuldigkeit für das Ver⸗ 
waltungsjahr 1895 und die folgenden Jahre gutgeſchrieben werde. 

2. Das Land Niederöſterreich it ſchuldig, der Firma A. Herz— 
mansky von dem Landeserfordernißbeitrage bezüglich der Einkommen⸗ 
ſteuer I. Claſſe für die Verwaltungsjahre 1888 bis ineluſive 1893 den 
Theilbetrag von 359 fl. 25 kr., nämlich die für das Jahr 1889 vor- 
gefehriebene Nachtrags-Quote derart zu reſtituiren, daß dieſer Betrag 
dem Steuerconto der Geſellſchaftsfirma A. Herzmansky Aſſig. Z. 40.138 
als Abſchlagszahlung auf die Einkommenſteuerſchuldigkeit für das Ver— 
waltungsjahr 1895 und die folgenden Jahre gutgeſchrieben werde. 

3. Mit dem Anſpruche auf Erſatz der 5% igen Verzugszinſen 
von den vorſtehend bezeichneten Beträgen von 2395 fl. und von 
359 fl. 25 kr. ſeit dem Klagstage wird die Klägerin abgewieſen. 

II. Die Firma A. Herzmansky wird ferner mit ihrer Klage und 
deren auf Reſtituirung, beziehungsweiſe Gutſchreibung gerichteten Be- 
gehren in Betreff des Mehranſpruches, nämlich: 

1. des Betrages von 31.423 fl. 50 kr. der für die Verwaltungs- 
jahre 1888 bis incluſive 1893 gezahlten Einkommenſteuer J. Claſſe 
ſammt ſtaatlichen Zuſchlägen, und 

2. des Betrages von 4713 fl. 37 kr. des Landeserforderniß⸗Bei 
trages bezüglich der Einkommenſteuer J. Claſſe für die Verwaltungs 
jahre 1888 bis incluſive 1893, ſammt Verzugszinſen von dieſen Be- 
trägen, für dermal abgewieſen. 

III. Das geklagterſeits geſtellte Begehren um Zuſpruch der Koſten 
wird abgewieſen. 

Gründe: Der protokollirten Geſellſchaftsfirma A. Herzmansky 
wurden für die Verwaltungsjahre 1888 bis incluſive 1893 von der 
k. k. Steueradminiſtration ſür den VII., beziehungsweiſe VI. und VII. 
Bezirk in Wien die folgenden Beträge an Einkounnenſteuer I. Claſſe 


*) M. vergl. Erkenntn. d. R. G. v. 1. Mai 1897, 3.103, in Nr. 22 des 
Jahrg. 1897 dieſer Zeitſchrift. 


für den Staat und 
und zwar: 

I. An ſtaatlicher Einkommenſteuer: 1. Für das Ber- 
waltungsjahr 1888 laut des Zahlungsauftrages vom 26. No- 
vember 1892, Z. 2464, der Betrag von 2265 fl., außerordentlicher 
Zuſchlag von 2265 fl., zuſammen 4530 fl.; 2. für das Verwal 
tungsjahr 1889 lant des Zahlungsauftrages vom 1. Februar 1893, 
Z. 1752, der Betrag von 2227 fl. 50 kr., außero dentlicher Zuſchlag 
von 2227 fl. 50 kr., zuſammen 4455 fl.; 3. für das Verwaltungs— 
jahr 1889 laut des Zahlungsauftrages vom 15. December 1894, 
Z. 2383, ein Nachtrag von 1197 fl. 50 kr., Zuſchlag 1197 fl. 50 kr., 
zuſammen 2395 fl.; 4. für das Verwaltungsjahr 1890 laut 
des Zahlungsauftrages vom 31. Mai 1890, 3. 231, der Betrag von 
2826 fl. 25 kr., Zuſchlag 2826 fl. 25 kr., zuſammen 5653 fl. 50 kr.; 
5. für das Verwaltungsjahr 1891 laut des Zahlungsauf— 
trages vom 29. Mai 1891, Z. 601, der Betrag von 3025 fl. 83 kr., 
Zuſchlag 3025 fl. 83 kr., zuſammen 6051 fl. 66 kr.; 6. für das Ver— 
waltungsjahr 18 92 laut des Zahlungsauftrages vom 4. Juli 1892, 
Z. 1077, der Betrag von 3425 fl., Zuſchlag 3425 fl., zuſammen 
685 fl.; 7. für das Verwaltungsjahr 1893 laut des Zahlungs- 
auftrages vom 9. December 1893, Z. 2262, der Betrag von 5091 fl. 67 kr. 
und 5091 fl. 67 kr., zuſammen 10.183 fl. 34 kr., fo daß die Ge- 
ſammtſumme der ſtaatlichen Einkommenſteuer mit Einſchluß des Er— 
werbſteuerdrittels für die Verwaltungsjahre 1888 bis einſchließlich 1893 
40.118 fl. 50 kr. beträgt. 

Die genannte Firma macht nun geltend, bei dem Unmſtande, daß 
ihr laut des Erwerbſteuerſcheines vom 9. April 1895, Z. 40.138, eine 
jährliche Erwerbſtener von 1575 fl. vorgeſchrieben iſt, betrage das Er— 
werbſteuerdrittel als Einkommenſteuer jährlich 525 fl., beziehungsweiſe 
ſammt dem 100% igen Zuſchlage von 525 fl. zuſammen 1050 fl., ſo— 


für das Land Niederöſterreich vorgeſchrieben, 


nach für die ſechs Verwaltungsjahre 1888 bis einſchließlich 1893 im 


Ganzen 6300 fl., jo daß, da für dieſe Jahre 40.118 fl. 50 kr. vorge— 
ſchrieben wurden, die Mehrvorſchreibung über das Erwerbſteuer— 
drittel 33.818 fl. 50 kr. ausmacht. 

II. An Landeserforderniß-Beitrag wurden für die gleiche 
Periode laut der vorcitirten Zahlungsaufträge die folgendem Beiträge 
vorgeſchrieben, und zwar: 1. für 1888 679 fl. 50 kr., 2. für 1889 
668 fl. 27 fe, >. fü 1889 als Nachtrag 359 fl. 25 kr., 4. filr 
e , 
1027 fl. 50 kr., 7. für 1893 1527 fl. 50 kr., zuſammen 6017 fl. 62 ke. 

Der von dem Erwerbſteuerdrittel zu berechnende Landeserforderniß⸗ 
Beitrag beträgt jährlich 157 fl. 50 kr., alſo für die erwähnten 6 Jahre 
945 fl., weshalb die klägeriſche Firma geltend macht, daß ſich eine Mehr— 
vorſchreibung über das Erwerbſteuerdrittel von 5072 fl. 62 kr. ergebe. 

Die eitirten Einkommenſteuer-Zahlungsaufträge wurden — mit 
Ausnahme des in zweiter Inſtanz erfloſſenen Nachtrags-Zahlungsauf— 
trages für das Jahr 1889 — über Recurs der klägeriſchen Firma mit 
den Erkenntniſſen der k. k. FinanzLandes⸗Direction in Wien vom 15. Sep⸗ 
tember 1894, Z. 40.608, Z. 40.605, 3. 40.606, 3. 40.609, 
Z. 40.610 und Z. 40.613 beſtätigt. i 

Ueber die gegen dieſe Entſcheidungen von der klägeriſchen Firma 


eingebrachten Beſchwerden hat der k. k. Verwaltungsgerichtshof mit dem 


Erkenntniſſe vom 30. October 1895, Z. 1582, alle dieſe Entſcheidungen 
und das demſelben zugrunde gelegene Verfahren nach 8 6 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36, R. G. Bl. ai. 1876, wegen 
Mangelhaftigkeit des Verfahrens aufgehoben. 


Die klägeriſche Firma macht geltend, es gehe aus der Begründung | 


dieſes Erkenntuiſſes hervor, die Caſſirung der angefochtenen Entſcheidungen 
ſei deshalb erfolgt, weil die Grundlagen der Steuerbemeſſung von der 
Steuerbehörde unrichtig augenommen wurden, indem die gegen den 
Widerſpruch der Firma eingeholten und trotz ihrer Einwendungen be 
rückſichtigten Vertrauensmänner-Gutachten von Seite des k. k. Verwaltungs 
gerichtshofes als ungeeignet erklärt wurden, die Grundlage für eine geſetz— 
mäßige Steuerbemeſſung zu bilden — und habe der k. k. Berwaltungs- 
gerichtshof insbeſondere für unzuläſſig erklärt, daß das Einkommen der 
Firma A. Herzmansty von 60.000 fl. im Jahre 1888 auf 100.000 fl. 
für 1889 — 1891 und auf 200.000 fl. für 1892 erhöht wurde, ohne 
daß dieſe maßloſe Erhöhung meritoriſch begründet wurde. Es müſſe ſonach 
angenommen werden, daß das geſammte Einkommenſteuer-Verfahren behoben 
wurde, und daß demnach alle erfloſſenen Bemefſungen zu exiſtiren auf- 
hörten. Darans ergebe ſich, daß die klägeriſche Firma vom Tage des 
Erfließens des Erkenntniſſes des k. k. Verwaltungsgerichtshofes an ge- 


D 


rechnet, bezüglich des ganzen Bemeſſungsperiode (für die Verwaltungsjahre 
1888 bis einſchließlich 1893) nur verpflichtet iſt, das geſetzliche Minimum 
der Einkommenſteuer, d. i. das ſogenannte Erwerbſteuerdrittel, an den 
Staat und den hievon entfallenden Zuſchlag an das Land Niederöſterreich 
zu bezahlen. Nun wurden aber von der mehrgenannten Firma alle oben 
ſpecificirten Beträge eingetrieben und hiedurch zur Gänze berichtigt; ſie 
hat auch alle Steuern bis 1894 voll bezahlt und die laufenden Stener- 
ſchuldigkeiten für 1895 und 1896 berichtigt, fo daß die letzte Abſtattung 
ſchon a conto der Erwerbſteuer für das Jahr 1897 verrechnet wurde. 
Die klägeriſche Firma vermeint bei dieſer Sachlage berechtigt zu ſein, 
die Rückſtellung jener Steuerbeträge zu verlangen, welche das Minimum 
des Erwerbſteuerdrittels ſammt Landeszuſchlag überſteigen. Die Stener- 
behörden verweigern aber nicht nur die Rückſtellung der zu viel vorge— 
ſchriebenen Steuerbeträge, ſondern fie lehnen es auch ab, in dieſer Ein: 
kommenſteuerangelegenheit neuerlich eine Entſcheidung zu fällen und geben 
auf Betreibungen ſtets die Antwort, daß die Verhandlung noch ſchwebe 
Bei dieſer Sachlage findet ſich die klägeriſche Firma genöthigt, die ſowohl 
für den Staatsſchatz, als auch für das Land Niederöſterreich aus dem 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes ſich ergebende Verpflichtung, 
jene Steuerbeträge zu veftituiren, deren Rechtstitel infolge der Caſſirung 
der fraglichen Bemeſſungen weggefallen iſt, und bezüglich welcher Beträge 
ſowohl der Staatsſchatz als auch der niederöſterreichiſche Landesfond sine 
causa bereichert erſcheint, im Wege der Klage vor dem k. k. Reichsgerichte 
geltend zu machen, und stellt demgemäß dieſe Firga das Begehren auf 
Rückerſtattung der Beträge von 33.818 fl. 50 kr. und 5072 fl. 62 kr. 
ſammt 5% Verzugszinſen vom jeweiligen Einzahlungstage, u. zw. durch 


Gutſchrift auf das klägeriſche Conto für die folgenden Jahre. 


In der Gegenſchrift des k. k. Finanzminiſteriums wird zunächſt an— 
geführt, daß ſeit dem Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes zwar 
Amtshandlungen zur Ergänzung des Verfahrens vorgenommen wurden, 
daß aber die k. k. Finauz⸗Landes⸗Direction in Wien bisher noch nicht in der 
Lage war, mit der Fällung der neuerlichen Entſcheidungen vorzugehen. 

Das Klagebegehren bezeichnet das k. k. Fmanzminiſterium als un— 
begründet. Denn durch die mit dem Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes ausgeſprochene Aufhebung der Recursentſcheidungen der 
k. k. Fiuanz⸗Landes⸗Direction in Wien wegen mangelhaften Verfahrens hörten 
die durchgeführten Bemeſſungen nicht auf, zu exiſtiren, ſondern es wurde 
nur die Angelegenheit in den Stand vor den aufgehobenen Entſcheidungen 
zurückverſetzt. Anhängige Recurſe gegen das Ausmaß der Gebühr haben 
aber gemäß § 29 des Einkommenſteuerpatentes vom 29. October 1849, 
R. G. B. Nr. 439, keine einhaltende Kraft rückſichtlich der Maßregeln 
zur Einbringung der Steuer; es kann daher auch im Zuge des Recurs⸗ 
verfahrens kein Anſpruch auf Rückvergütung der bereits gezahlten Steuer 
geſtellt werden, wenn nicht die eben citirte geſetzliche Beſtimmung illuſoriſch 
werden ſoll. Die Behauptung der Klage, daß die Steuerbehörden es ab⸗ 


lehnen, die anhängige Recursangelegenheit zum Abſchluſſe zu bringen, 


wird als unſtichhältig zurückgewieſen; das Bemühen der Finanzverwaltung 
wegen Finaliſirung dieſer Angelegenheit wurde theils durch Schwierig— 
keit der ſehr umſangreichen Verhandlung, theils durch das Verhalten der 
Partei unmöglich gemacht. Was insbeſondere das Begehren auf Zahlung 
von Verzugszinſen betrifft, ſo wird bemerkt, es fehle an einer geſetzlichen 
Beſtimmung, auf welche dieſer Anſpruch geſtützt werden könnte. 

Das k. k. Finanzminiſterium ſtellt daher die Bitte, die vorliegende 
Klage als unbegründet abzuweiſen und der Klägerin den Erſatz der Koſten 
aufzuerlegen. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde ſeitens des klägeriſchen 
Vertreters hervorgehoben, daß die Nachtragseinkommenſteuer für das Jahr 
1889 nicht in erſter, ſondern in zweiter Inſtanz bemeſſen wurde, daß 
die diesfällige Entſcheidung durch das Erkenntniß des k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes behoben wurde, und daß ſomit zum mindeſten bezüglich der 
diesfälligen Beträge die rechtliche Grundlage für die Eintreibung der 
Steuer hinfällig wurde. Mit Rückſicht auf das ſeither erfloſſene Erkenntniß 
des k. k. Reichsgerichtes vom 1. Mai 1897, Z. 103 R. G., modificirte 
der klägeriſche Vertreter das Klagebegehren auf den Erſatz von 5% Ver— 
zugszinſen ſeit dem Anbringen der Klage, da ſeit dieſem Termine zweifellos 
auf Seiten der Belangten Verzug vorliege. 

Der Vertreter des n. 6. Landesausſchuſſes machte geltend, die Klage 
ſei dieſem gegenüber deshalb unbegründet, weil der Landesausſchuß auf 
die Bemeſſung der Einkommenſteuer gar keinen Einfluß habe und weil 
die Klägerin vor Anbringung der Klage vom Landesausſchuſſe die Rück— 
erſtattung der fraglichen Landeserforderniß-Beiträge gar nicht begehrt habe. 
Deshalb wird um Abweiſung des diesfälligen Klagebegehrens und Ver 


fällung der Klägerin in den Erſatz der mit 50 fl. liquidirten Koſten 
gebeten. 

Das k. k. Reichsgericht erachtet das vorliegende Klagebegehren hin- 
ſichtlich des größeren Theiles als verfrüht, und zwar bezüglich der Rück- 
forderung der betreffenden Steuerquoten und Zuſchläge mit einziger Aus⸗ 
nahme des für das Jahr 1889 bemeſſenen Steuernachtrages. 

Denn der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit ſeinem Erkenntniſſe 
vom 30. October 1895, Z. 1502, die klägeriſcherſeits angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidungen, beziehungsweiſe Steuervorſchreibungen keineswegs nach § 7 
des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 37 ai. 1876, als 
geſetzwidrig aufgehoben, er hat vielmehr die angefochtenen Recursent⸗ 
ſcheidungen (nach § 6 des citivten Geſetzes) lediglich wegen mangelhaften 
Verfahrens aufgehoben. 

Dies hat zur Folge, daß die Verwaltungsbehörde die gerügten 
Mängel zu beheben und eine neue Entſcheidung zu treffen hat. 

Die klägeriſche Firma hat nun ſelbſt angeführt, daß dieſe neuer⸗ 
liche Entſcheidung bisher nicht erfolgt iſt. 

Es erſcheinen daher auch die von der klägeriſchen Firma ange— 
fochtenen erſtinſtanzlichen Zahlungs aufträge bisher nicht außer 
Kraft geſetzt und es kann daher die Klägerin die Rückſtellung der von 
ihr auf Grund die ſer Zahlungsaufträge eingeforderten und unbeitrittener- 
maßen auch berichtigten Beträge an Steuer und Zuſchlägen dermal nicht 
begehren, da eben nur durch die endgiltige Beſeitigung der fraglichen 
Zahlungsaufträge ihr Rückforderungsanſpruch ſeine rechtliche Begründung 
zu finden vermag. 

Juſoferne alſo das Klagebegehren ſich auf ſolche Steuer- und Zu⸗ 
ſchlagsbeträge bezieht, welche gleich urſprünglich in erſter Inſtanz be= 
meſſen wurden, ſtellt es ſich als verfrüht dar, und iſt dasſelbe daher 
für dermal abzuweiſen. 

Anders verhält es ſich jedoch mit der Nachtrags-Bemeſſung 
für das Jahr 1889. 

Dieſe erfolgte nicht von der erſten Inſtanz, ſondern unmittelbar 
von der k. k. u. ö. Finanz Landes⸗Direction bei und in der Recursentſcheidung 
vom 15. September 1894, Z. 40.605, und erſt auf Grund dieſer Ent— 
ſcheidung wurde dann — am 15. December 1894 — der Nachtrags- 
zahlungsauftrag hinausgegeben. 

Mit dem voreitirten Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 
vom 30. October 1895, Z. 1582, wurde nun die eben erwähnte Ent⸗ 
ſcheidung der k. k. n. ö. Finanzlandesdirection vom 15. September 1894, 
Z. 40.605, behoben. 

Inſoferne infolge deſfen eine neuerliche Recursentſcheidung über 
die erſtinſtanzliche Steuervorſchreibung zu treffen ſein wird, gilt 
allerdings das vorſtehend über die Vorzeitigkeit der Klage Geſagte, inſo⸗ 
ferne aber erſt in dieſer Entſcheidung eine Steuerbemeſſung erfolgte, 
wurde dieſe infolge der ausgeſprochenen Behebung hinfällig und mangelt 
der Einhebung der diesfälligen Beträge an Steuer und Zuſchlägen 
die erforderliche Grundlage. 

In Betreff dieſer Beträge iſt daher dem Klagebegehren jtattzu- 
geben, und zwar auch wider das Land Niederöſterreich, au welches un— 
beſtrittenermaßen der diesbezügliche Landeserforderniß-Beitrag eingezahlt 
wurde, zumal es einer vorherigen Aufforderung zur Rückerſtattung des 
sine causa Bezogenen nicht bedurfte. 

Auch bietet das Begehren, die Rückerſtattung durch Gutſchrift auf 
das Steuerconto der Klägerin zu leiſten, in keiner Richtung eine Des 
laſtung des Belangten. 

Dieſe Stattgebung hat ſich aber auf die eingezahlten Beträge zu 
beſchränken, wogegen der Anſpruch auf Verzugszinſen abzuweiſen iſt, weil 
es ſich vorliegend nicht um einen privatrechtlichen Anſpruch, ſondern um 
einen ſolchen öffentlich-rechtlicher Natur handelt, ſomit die Beſtimmungen 
des a b. G. B. keine Anwendung finden, und eine geſetzliche Beſtimmung 
über die Vergütung von Zinſen — wie ſie in den Geſetzen vom 8. März 
1876, R. G. Bl. Nr. 26 und vom 23. Jänner 1892, R. G. Bl. Nr. 26, 
bezüglich der unmittelbaren Gebühren enthalten iſt — für directe Steuern 
nicht bejteht. 

Mit Rückſicht auf das theilweiſe Obſiegen der Klägerin iſt das 
gegneriſche Begehren um Koſtenerſatz abzuweiſen, wobei überdies auch 
bemerkt wird, daß ſeitens des k. k. Finanzminiſteriums unterlaſſen wurde, 
die angeſprochenen Koſten zu liquidiren. 

(Erkenntniß des k. k. Reichsgerichtes vom 22. October 1897, Z. 337.) 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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(Vorausſetzungen für die Behandlung von Revolvern als 
verbotene Waffen.) Das Miniſterium des Innern hat nachſtehenden Erlaß 
vom 18. December 1897, Z. 12.657, an alle politiſchen Landesbehörden mit Aus⸗ 
nahme der Statthalterei Innsbruck gerichtet: Das Miniſterium des Innern hat 
ſeinerzeit mit Erlaß vom 8. September 1897, Z. 8351, über die Frage, ob Revolver 
zu den verbotenen Waffen gehören, ausgeſprochen, daß ſie, inſoferne ſie „mit 
Inbegriff des Schaftes und Laufes unter dem Maße von 7 Wiener Zollen ſind, 
wie andere Schußwaffen unter dieſem Maße nach S2 des Waffenpatentes vom 
24. October 1852 zu den verbotenen Waffen gehören“. Gleichzeitig wurde aber 
beigefügt: „Inſofern fie aber das Maß von wenigſtens 7 Wiener Zoll haben, 
können ſie nach der poſitiven Anordnung des bezogenen Paragraphen zu den 
verbotenen Waffen nicht gezählt werden. Denn, wenn ſie auch zu tückiſchen An⸗ 
fällen geeignet ſein mögen — eine Eigenſchaft übrigens, die jede Piſtole hat — 
ſo ſind ſie doch nicht verborgene Waffen, und es treten daher bei ihnen die im 
§ 2 bezeichneten Merkmale einer verbotenen Waffe nicht ein.“ Es geht daraus 
hervor, daß die Revolver keineswegs zu den im Schlußabſatze des § 2 Waffen: 
patentes erwähnten verborgenen und zu tückiſchen Anfällen geeigneten Waffen 
gezählt wurden, denn die leichte Verbergbarkeit iſt nicht identiſch mit der Ver⸗ 
borgenheit des Waffencharakters bei Stockflinten, Degenſtöcken) und die Eignung 
zu kückiſchen Angriffen vermag für ſich allein die Erklärung zu einer verbotenen 
Waffe nicht zu begründen. Es wurde vielmehr die Analogie zu den Terzerolen 
herangezogen, welche im erſten Theile des § 2 Waffenpatentes aufgeführt ſind, 
alſo unter jenen Waffen, deren erhöhte Gefährlichkeit für die körperliche Sicher: 
heit die Erklärung ihres Verbotes vechtfertigt. Die ſeitherigen Erfahrungen der 
Waffentechnit haben jedoch ergeben, daß die Analogie der Terzerole und Revolver 
nicht zutrifſt. Bei letzteren mindert ſich durch Verkürzung Treffſicherheit und 
Schußwirkung derart, daß man den kürzeren Revolvern keine erhöhte Gefährlich⸗ 
keit zuſprechen kann, indem die größere Leichtigkeit der Handhabung durch die 
geringere Wirkung aufgewogen wird. Das Miniſterium des Innern findet daher 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium der Juſtiz, des Handels und für Landes⸗ 
vertheidigung der k. k. Landesbehörde zur Darnachachtung und entſprechenden Be⸗ 
lehrung der Unterbehörden zu eröffnen, daß künftighin Revolver unter dem 
Maße von 7 Wiener Zoll (18 Centimeter, Miniſterialverordnung vom 4. De: 
cember 1875, R. G. Bl. Nr. 148) den Terzerolen gleicher Länge nicht mehr ſchlecht— 
hin gleichzuſtellen und daher auch nicht mehr allgemein als verbotene Waffen 
zu behandeln ſind. 


Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkscommiſſär der küſtenländiſchen Statthalterei, 
Friedrich Grafen Boſſi-Fedrigotti zum Rathsſecretärs-Adjuncten beim 
k. k. Verwaltungs⸗Gerichtshofe ernannt. 

Der Min. ⸗Präſident als Leiter des Min. des Innern hat die Bezirks⸗ 
hauptmänner Auguſt Jungwirth und Heinrich Freiherrn Cou rad v. Eybes⸗ 
feld zu Statthaltereiräthen bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei ernannt. 

Der Min.⸗Präſident als Leiter des Min. des Innern hat die Statthalterei⸗ 
ſecretäre Heinrich Ritter Waniek v. Domyslow und Dr. Franz Böhm zu 
Bezirkshauptmannern und die Bezirkscommiſſäre Dr. Rudolf Fuhrmann und 
Friedrich Fiſcher zu Statthaltereiſecretären in Niederöſterreich ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Carl Bauer zum Poſtſecretär 
ernannt. 


Soeben ist erschienen: 


Manz'sche Gesetz-Ausgabe 
21. Band, 2. Abtheilung, I. und 2. Hälfte. 


Das Gesetz vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
betreffend die 


directen Personalsteuern 


sammt Vollzugsvorschriften und Nachtragsverordnungen 
und den neben denselben in Geltung: verbliebenen bezüglichen Gesetzen u, Verordnungen, 


Mit Belegstellen und den parlamentarischen Materialien, 
erläuternden Anmerkungen, gegenseitigen Verweisen und ausführlichem Register. 


Von Dr. Richard Reisch, 


Ministerial-Secretär im Finanzmiuisterium, 
Preis beider Hälften broschirt 4 fl. 80 kr., gebunden 5 fl. 80 kr. 


Diese neue Ausgabe enthält eine Zusammenfassung aller auf dem Gebiete der 
directen Personalsteuern gegenwärtig geltenden Vorschriften — insbesondere aber 
das Gesetz vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, betreffend die directen Personal- 
stenern und die neben diesem Gesetze in Geltung verbliebenen früheren Vorschriften ; 
ferner die zu ersterem Gesetze für jedes Hauptstück desselben abgesondert erschienenen 
Vollzugsvorschriften; endlich die in diesen Vollzugsvorschriften vorbehaltenen 
weiteren Verordnungen, soweit sie bereits publieirt, bezw. erlassen wurden, und die 
zu den Vollzugsvorschriften bisher erschienenen Nachträge. * 

Die Wiedergabe dieser Normen enthält deren vollständigen — durch Berück- 
sichtigung der Berichtigungen und Nachträge unter Quellenangabe ergänzten — 
Text, sowie den grössten Theil ihrer Beilagen. 


ae in den ‚grössten, Ze SEELEN: 1 m ni Eu 
| DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 

den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 3 und 4 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


